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Herausforderung Migration angehen
Die Regierung hat sich einer
heiklen Thematik angenom-
men. Sie möchte mit einer Stu-
die eine Diskussion zu Migrati-
on und ihren Auswirkungen an-
stossen und «gewisse Proble-
me» lösen. Eine Arbeitsgruppe
soll Lösungsvorschläge machen.

Von Janine Köpfli

Vaduz/Bendern. – Liechtenstein
möchte Wohlstand, genug Arbeitsplät-
ze und wirtschaftliches Wachstum.
Darin sind sich eigentlich alle einig,
auch die politischen Parteien, die das
wirtschaftliche Wachstum als Teil ihres
Wahlprogramms verkaufen. Nur:
«Wirtschaftswachstum auf der einen

Seite und auf der anderen Seite möch-
te man nichts mit den Menschen zu
tun haben, welche die Arbeitsplätze
belegen – das geht nicht», sagte Wil-
fried Marxer, Direktor des Liechten-
stein-Instituts, gestern bei der Vorstel-
lung der Studie «Herausforderung Mi-
gration in und für Liechtenstein». Die
Regierung hatte die Studie als ein
wichtiges Umsetzungsprojekt der
Agenda 2020 in Auftrag gegeben, wie
Regierungsrat Hugo Quaderer infor-
mierte. Die Themen Migration und In-
tegration tauchten auch auf dem poli-
tischen Parkett immer wieder auf. Die
Regierung wollte vor allem eine bes-
sere Grundlage schaffen und gesicher-
te Erkenntnisse liefern, um fundiert
diskutieren zu können. Denn an der
Tatsache, dass wichtige Diskussionen
in diesem Zusammenhang anstehen,
lässt sich nicht rütteln. 

Verschiedene Dimensionen
Die Studie befasst sich mit Überfrem-
dungsängsten, mit der Bodenpolitik,
mit Grössenverträglichkeit, das heisst
mit der Frage, wie viele Einwohner
Liechtenstein überhaupt vertragen
kann, aber auch mit Ökologie und
Ökonomie. Der Inhalt ist sehr breit.
Verschiedene Dimensionen wurden
untersucht, damit der Vielschichtig-
keit der Zuwanderungspolitik Rech-
nung getragen werden konnte. Die
Studie besteht demnach auch mehr
aus Teilstudien, die in einen Synthese-
bericht zusammengefasst werden. Ins-
gesamt acht Autoren haben bei der
Studie mitgeschrieben und elf wissen-
schaftliche Köpfe haben das Werk auf
den Weg gebracht (siehe Kasten). 

Probleme auch hausgemacht
Ein Hauptresultat dieser Studie ist,
dass «gewisse Probleme» der Migrati-
on, wie beispielsweise ein hoher Aus-
länderanteil, durchaus hausgemacht
sind, aufgrund einer sehr restriktiven
Einbürgerungspolitik, erklärte Wil-
fried Marxer. Zudem zeigt die Studie,
dass die Migration noch zu wenig als
Chance erkannt wird und mit den

Liefern Grundlagen und wissenschaftliche Erkenntnisse für nötige Diskussionen: Wilfried Marxer, Direktor vom Liechten-
stein-Institut, und Regierungsrat Hugo Quaderer (v. l.). Bild Elma Korac

kaum vorhandenen Mitbestimmungs-
rechten ausländischer Mitbürger ein
grosses Potenzial brachliegt. Die Stu-
die gebe keine Empfehlungen ab, sagte
Marxer. Aber er hofft, dass eine Dis-
kussion ausgelöst wird – «eine Debat-
te, die man führen muss». Wie sind die
sozialen und ökologischen Konse-
quenzen, wenn die Menschen bei-
spielsweise in Liechtenstein arbeiten,
aber in einem sogenannten Wohngür-
tel um Liechtenstein herum wohnen?
Was würde es bedeuten, den ausländi-
schen Mitbürgern zumindest auf kom-
munaler Ebene ein Mitbestimmungs-
recht zu geben? Wie zielführend ist
Liechtensteins restriktive Einwande-
rungspolitik, wenn es um Wirtschafts-
wachstum geht? Viele sagen, Zuwan-

derung gehe zulasten der Einheimi-
schen, die Ökonomen der Studie sagen
das Gegenteil. Wie sieht es mit den
menschenrechtlichen Aspekten aus?
Fragen, die geklärt werden müssen, ist
auch Hugo Quaderer überzeugt. Er be-
tont jedoch, dass das Thema ein sensi-
bles sei und dementsprechend vorsich-
tig angegangen werden müsse. 

Konkrete Schritte nach der Studie
Eine Arbeitsgruppe soll sich in einem
ersten Schritt bis Februar mit den Er-
gebnissen der Studie befassen. Sie
wird bestimmte Themenbereiche ei-
ner kritischen Prüfung unterziehen
und allenfalls Lösungsvorschläge un-
terbreiten sowie die Umsetzbarkeit
einschätzen, wie es in der Mitteilung

der Regierung heisst. Im Wesentlichen
befasst sich die Arbeitsgruppe um die
restriktive Einbürgerungspolitik (kei-
ne Beschwerdemöglichkeit bei Ein-
bürgerung an der Urne; mit 30 Jahren
sehr lange Wohnsitzfrist als Vorausset-
zung), um die Überprüfung der dop-
pelten Staatsbürgerschaft sowie um
Möglichkeiten, damit auch ausländi-
sche Mitbürgerinnen und Mitbürger
mitbestimmen können. 

Studie in einigen Wochen erhältlich
Noch ist die Studie «Herausforderung
Migration in und für Liechtenstein»
nicht öffentlich einsehbar. Es dauere
noch zwei bis drei Wochen, bis die Stu-
die als PDF zum Download bereit
steht, sagte Wilfried Marxer. 

Mitwirkende der 
Migrations-Studie
• Peter Droege, Architekt, Raum-
planung, Universität Liechtenstein
• Christian Frommelt, Politikwis-
senschaftler, Liechtenstein-Institut
• Lucia Gaschick, vom Institut
Volkswirtschaftslehre Universität
Freiburg/Breisgau
• Peter Gilgen, Kulturwissenschaft-
ler, Cornell University, Ithaka/New
York
• Wilfried Marxer, Politikwissen-
schaftler, Direktor Liechtenstein-
Institut
• Josiane Meier, Stadt- und Regio-
nalplanerin, Technische Universität
Berlin
• Moritz Rheinberger, Umweltna-
turwissenschaftler ETH
• Carsten Henning Schlag, Volks-
wirtschaftler, Universität Liechten-
stein
• Stefan Schlegel, Jurist, Universi-
tät Bern
• Silvia Simon, Volkswirtschaftle-
rin, HTW Chur
• Martina Sochin, Historikerin,
Liechtenstein-Institut

Noch keine Fernwärme für das Restaurant Schneeflucht 
In diesem Winter kann das Res-
taurant Schneeflucht noch nicht
mit Fernwärme beheizt werden.
Der Grund ist, dass das Amt für
Umweltschutz den nötigen Lei-
tungsbau noch nicht bewilligt
hat. Dies soll nach Abklärungen
im nächsten Jahr erfolgen. 

Von Stefan Batliner

Malbun. – Am Mittwoch wurde der
Ofen des Hackschnitzel-Heizwerks in
Malbun zum ersten Mal entfacht. Da-
mit können 29 Kunden im Zentrum
von Malbun Fernwärme beziehen,
wodurch pro Jahr über 400 000 Liter
Heizöl eingespart werden können.
Ausserdem hatten die Bergbahnen
Malbun mit dem Heizwerk einen Ver-
trag abgeschlossen, um das neue Res-
taurant der Schneeflucht mit Fernwär-
me zu beheizen. Laut Peter Sparber,
Projektleiter der Bergbahnen, sollen
die Bauarbeiten am Restaurant vor
Weihnachten abgeschlossen werden,
falls keine Verzögerungen aufgrund
des Wetters eintreten. In diesem Win-
ter müsse das Restaurant aber provi-
sorisch elektrisch beheizt werden,
weil das Amt für Umweltschutz keine
Bewilligung für den Bau der benötig-
ten Fernwärmeleitung erteilte. Eine
Bewilligung des Amts ist notwendig,
weil die die Schneeflucht in einer
Quellschutzzone liegt, aus der die Ge-
meinde Vaduz ihr Wasser bezieht. Das
Amt begründet seine Entscheidung
damit, dass verschiedene geplante
Baumassnahmen koordiniert durch-
geführt werden sollen.

«Es wäre unser Wunsch gewesen,
dass das Restaurant schon bei seiner

Eröffnung Fernwärme beziehen
kann. Nun sind wir zuversichtlich,
dass es für die zweite Saison klappen
wird», so Sparber. Durch die Verzöge-
rungen würden Mehrkosten entste-
hen, weil ein Aggregat gemietet wer-
den müsse und der Strom teurer als
die Fernwärme sei. Bereits die Ent-
scheidung, Fernwärme zu beziehen
habe sich verzögert, weil es nicht wirt-
schaftlich gewesen wäre, nur die
Schneeflucht anzuschliessen. Daher
habe man auf die Entscheidung des
Landes gewartet, ob das Jugendhaus,
das im kommenden Jahr saniert wer-
den soll, auch Fernwärme beziehen
wird. Nach dem positiven Entscheid
können nun zwei Liegenschaften un-
terhalb des Heizkraftwerks ange-
schlossen werden, wodurch der Lei-
tungsbau rentabler wird.

Wasserqualität an erster Stelle
Bevor das Amt für Umweltschutz sei-
nen Entscheid fällte, hatte die Ge-
meinde Vaduz eine Stellungnahme
verfasst, die dem Amt zugestellt wur-
de. «Da das Trinkwasser von Vaduz
von der geplanten Fernwärmeleitung
betroffen ist, konnten wir nicht un-
überlegt und vorbehaltlos ja zum Lei-
tungsbau sagen. Für uns steht die
Trinkwasserqualität an erster Stelle,
weshalb wir detaillierte Abklärungen
und die Einhaltung der gesetzlichen
Vorgaben für diese Schutzzonen ver-
langen», sagt Bürgermeister Ewald
Ospelt auf Anfrage. Ausser Vaduz und
der Notwasserversorgung für Malbun
selbst werden auch grosse Teile vom
Alpengebiet im Bereich Steg, Silum,
Gaflei, Masescha und im Bedarfsfall
Triesenberg sowie Schaan mit Wasser
aus den Quellen unterhalb der

Schneeflucht versorgt. Einen weiteren
Aspekt stellen die Besitzverhältnisse
dar: Zwar soll die geplante Leitung
durch Vaduzer Hoheitsgebiet verlau-
fen. Da dieses Gebiet aber Eigentum
der Alpgenossenschaft Vaduz sei, müs-
se diese ebenso dem Leitungsbau zu-
stimmen. Diese Entscheidung ist Os-
pelt zufolge eine Sache der Genossen-
schaftsversammlung, die üblicherwei-
se im Mai stattfindet. 

Baumassnahmen koordinieren
Der Bürgermeister weist auch darauf
hin, dass neben der geplanten Fern-
wärmeleitung noch weitere Baumass-
nahmen, wie die Sanierungen eines
Trottoirs, der Quellschutzmauer oder
von Abwasserleitungen, in diesem
Gebiet geplant sind. Daher vertritt
die Gemeinde den Standpunkt, dass
alle Baumassnahmen miteinander
koordiniert werden sollen. «Wir sind
zuversichtlich, dass es im kommen-
den Jahr zu einer Lösung kommen
wird, wenn alle Abklärungen getrof-
fen und Vorbehalte ausgeräumt sind»,
so Ospelt. Er geht davon aus, dass dies
nun während der Wintermonate zügig
vorangetrieben wird und die Bauar-
beiten daraufhin erledigt werden
können.

Die Zeit ist das Problem
Egon Hilbe, stellvertretender Leiter
des Amts für Umweltschutz, bestätigt,
eine entsprechende Stellungnahme
der Gemeinde Vaduz erhalten zu ha-
ben. Grundsätzlich anerkennt er die
Bemühungen der Bergbahnen und
des Heizwerks, das Restaurant der
Schneeflucht wie das Jugendhaus
Malbun alternativ zu beheizen. Ein
zentraler Grund, weshalb das Amt die

Grabarbeiten für den Bau der Fern-
wärmeleitungen innerhalb der Quell-
schutzzonen Schneeflucht/Malbun
nicht bewilligt hat, ist, dass die ver-
schiedenen Baumassnahmen zusam-
mengelegt werden müssen, damit we-
niger Grabarbeiten nötig werden.
Denn nicht die Fernwärmeleitung an
sich, sondern die Bauarbeiten stellen
dem Amt zufolge die grössere Bedro-
hung für die Wasserqualität dar. 

Alternative Linienführung prüfen
Abgesehen von den Quellwasser-
schutzbestimmungen, die eingehal-
ten werden müssen, und der Koordi-
nation der verschiedenen anstehen-

den Baumassnahmen sieht Hilbe aus-
serdem ein zeitliches Problem: «Man
kann in Malbun nicht erst Mitte No-
vember mit dem Leitungsbau begin-
nen.» Auch er geht davon aus, dass die
Zeit bis zum Frühling für die Abklä-
rungen ausreicht und das Restaurant
Schneeflucht und das Jugendhaus
Malbun in der darauffolgenden Win-
tersaison mit Fernwärme beheizt
werden können. «Die verbleibende
Zeit kann auch genutzt werden, um
den Verlauf der geplanten Leitung zu
überdenken. Denn mit einer anderen
Linienführung könnte auch das alte
Jugendheim an die Fernwärme ange-
schlossen werden», so Hilbe.

Bauarbeiten schreiten voran: Auf Weihnachen soll das Restaurant Schneeflucht
geöffnet sein, Fernwärme steht jedoch noch nicht zur Verfügung. Bild Klaus Schädler


